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BERLIN SPD-Chef Lars Klingbeil
hat beim Parteitag der Sozialdemo-
kraten Fehler und Versäumnisse
eingeräumt. Er trage natürlich Ver-
antwortung für das historisch
schlechte Ergebnis der SPD bei der
Bundestagswahl von 16,4 Prozent,
sagte Klingbeil amFreitag in Berlin.
„Ohne Frage selbstkritisch muss
man sagen, wir hätten viel früher
und konsequenter die Signale se-
hen sollen“, sagte Klingbeil, der seit
Ende 2021 Parteichef ist, mit Blick
auf die Ampel-Regierung unter
SPD-Führung. „Spätestens ab Ende
2023, als es wirtschaftlich bergab
ging und als wir doch gemerkt ha-
ben dass die Krise da ist." „Wir ha-
ben viel zu spät reagiert und im
Wahlkampf war es dann zu spät“,
sagte Klingbeil. (afp)

Klingbeil räumt
bei Parteitag der
SPD Fehler ein

US-Angriffen auf die iranischen
Atomanlagen will Präsident Do-
nald Trump eine neue Verhand-
lungsrunde über das Nuklearpro-
gramm einläuten. Ob und wann
sich die Unterhändler aus Wa-
shington und Teheran an einen
Tisch setzen, ist allerdingsnochun-
klar. „Wir haben im Moment noch
nichts geplant“, sagte Trumps Spre-
cherin Karoline Leavitt. Der US-
Präsident hatte beim Nato-Gipfel
neue Gespräche mit dem Iran für
die kommende Woche angekün-
digt, allerdings keine Details ge-
nannt. Der iranische Außenminis-
ter Abbas Araghtschi bestätigte
zwar den Austausch mit mehreren
Kollegen, zeigte sich gegenüber
neuen Atomverhandlungen mit
den USA allerdings zurückhaltend.
(dpa) > Politik

BERLIN Bund und Länder haben
sich grundsätzlich für den Erhalt
des Deutschlandtickets über das
Jahr 2025 hinaus bereiterklärt, sind
sich aber bei der Finanzierungnoch
nicht einig. „Bund und Länder be-
kennen sich dazu“, sagte die saar-
ländische Verkehrsministerin Petra
Berg (SPD) nach einer Sonderkon-
ferenz der Verkehrsminister in Ber-
lin zu Zukunft des Fahrscheins. Un-
abhängig von der generellen Eini-
gung ist die finanzielle Ausgestal-
tung des Tickets zwischen Bund
und Ländern weiter offen. Die Ver-
kehrsministerinnen und -minister
von Bund und Ländern konnten
sich nicht einigen. Knackpunkt
bleibt, wie mögliche Mehrkosten
für die Verkehrsunternehmen aus-
geglichen werden sollen. (dpa)

> Meinung u. Blickpunkt

Deutschlandticket: Noch
keine Entscheidung

KÖLN/MÜNCHENRTLDeutschland
will Sky Deutschland aufkaufen.
Das gab die RTL Group am Freitag
bekannt. Für die Übernahme zahlt
RTL zunächst 150 Millionen Euro;
abhängig vom Aktienkurs der RTL
Group könnte der Preis noch deut-
lich steigen. Das Bundeskartellamt
muss derÜbernahmenoch zustim-
men. RTL zufolge rechnet man mit
der Genehmigung im kommenden
Jahr. Bis dahin werden die Unter-
nehmen weiterhin getrennt agie-
ren.Mit der Fusion erhofft sich RTL
vor allem eine Verbesserung des
Streaming-Angebots.Mit RTL+, Sky
und WOW unter einem Dach sei
man künftig bei Abonnenten-Zah-
len und Umsätzen auf Augenhöhe
mit US-amerikanischen Strea-
ming-Diensten. Innerhalb von drei
Jahren erhoffen sich die Verant-
wortlichen durch die Fusion ein
Plus von 250 Millionen Euro. (kna)

> Wirtschaft

KURZ NOTIERT

RTL will deutsches
Sky-Geschäft übernehmen

DUISBURG Die Belastung von
NRW-Gewässern mit den soge-
nannten Ewigkeitschemikalien
PFAS nimmt nach Messungen des
Umwelt-Landesamtes Lanuk ins-
gesamt ab. Die landesweit ange-
strebte Umweltqualitätsnorm wer-
de aber noch nicht erreicht. Das
teilten Lanuk-Präsidentin Elke Rei-
chert und mehrere zuständige
Fachleute der Behörde am Freitag
bei der Jahrespressekonferenz mit.

PFAS steht für per- und polyfluo-
rierte Alkylverbindungen. PFAS
sind besonders beständige chemi-
sche Verbindungen, die zum Bei-
spiel für Löschschäume, Beschich-
tungen und bestimmte Verpackun-

gen verwendet werden. Wegen ih-
rer extremen Stabilität bauen sie
sich in der Umwelt nicht ab, son-
dern reichern sich an. Sie gelten
teils als giftig und krebserregend
und sind schonwegen ihrer großen
Zahl – nach jetzigem Kenntnis-
stand etwa 10.000 – teils wenig er-
forscht. Die Belastung an der Ruhr
sei seit 2006 stetig gesenkt worden,
sagte die zuständige Abteilungslei-
terin Wasserwirtschaft, Friederike
Vietoris. DerWert für die PFAS-Ver-
bindung „PFOS“ an zwei Messsta-
tionen (Fröndenberg undMülheim
Kahlenberg) sei hier von 20 bis 30
Nanogramm pro Liter 2006/2007
auf aktuell etwa drei Nanogramm
im Jahresschnitt gefallen.Die ange-
strebte Umweltnorm beträgt aber

0,65 Nanogramm. Ähnlich sei die
Situation amRhein. NRW sieht sich
nach einem Umweltskandal mit
PFAS-Belastungen im Sauerland
2005/2006 bei Messungen und
Analytik bundesweit als Vorreiter.
Bis heute seien an über 500 Mess-
punkten an mehr als 230 Gewäs-
sern im Land Proben genommen
worden, sagte Reichert. Die nach-
trägliche Reinigung von Wasser
und Boden von PFAS-Belastungen
sei teuer und aufwendig, betonte
Vietoris. Besser sei es, die Belastun-
gen direkt an der Quelle zu vermei-
den. Als Weg sollen beispielsweise
PFAS-Mengen in Feuerlöschschäu-
men begrenzt werden. Eine ent-
sprechende EU-weite Vorschrift ist
laut Lanuk in Kürze zu erwarten.

VON ROLF SCHRAA

Mindestlohn steigt auf 14,60 Euro
Um 1,08 Euro Anfang 2026 und noch einmal um 70 Cent im Jahr darauf: So stark soll es mit der
Lohnuntergrenze in Deutschland nach oben gehen. Nicht alle sind damit zufrieden.

Seite auf die Kommission ausgeübt
worden sei. So hatte SPD-Chef Lars
Klingbeil noch im Frühjahr gesagt:
„Ein Mindestlohn von 15 Euro wird
2026 erreicht, wenn die Mindest-
lohnkommission sich selbst ernst
nimmt und umsetzt, was in ihrer
Geschäftsordnung steht.“ Kampeter
sagte, nun erwarteten die Arbeitge-
ber von der Politik auch die ver-
sprochenen Wachstumsimpulse.

„Hätten uns mehr gewünscht“

Kampeter, Gewerkschaftsverhand-
lungsführer Stefan Körzell und die
Kommissionschefin betonten, sie
nähmen ihreArbeit sehr ernst. „Das
Gefühl habe ich nicht, dass ich eine
Kröte schluckenmusste“, sagte Kör-
zell vom Vorstand des Deutschen

Gewerkschaftsbunds zudem. „Un-
sere Sache ist eine funktionierende
Sozialpartnerschaft, und die haben
wir diesmal bewiesen - und das ist
gut so.“

Bas sagte: „Natürlich haben wir
uns mehr gewünscht für die Men-
schen in diesem Land, aber mir ist
wichtig, dass es jetzt überhaupt ei-
ne Mindestlohn-Erhöhung gibt.“
Andernfalls hätte man in der Koali-
tion darüber reden müssen. Kritik
kam vom SPD-Arbeitnehmerflügel.
Die schwarz-rote Koalition solle
den Mindestlohn gesetzlich auf 15
Euro hochsetzen, sagte die Chefin
der SPD-Arbeitsgemeinschaft für
Arbeit, Cansel Kiziltepe. „15 Euro
sind das Minimum für ein Leben in
Würde“, so die Berliner Sozialsena-
torin. Bundeskanzler Friedrich
Merz (CDU) sagte: „Ich gehe davon
aus, dass das dann auch für die Ko-
alition kein Thema sein wird, zu
dem es weiteren Diskussionsbedarf
gibt.“ Merz verwies darauf, dass die
Koalition sich darauf verständigt
habe, die Empfehlung der Kommis-
sion umzusetzen und nicht poli-
tisch einzugreifen.

Die Mindestlohnkommission
entscheidet alle zwei Jahre über die
Anpassung. Der vorangegangene
Beschluss über den heutigen Min-
destlohn war gegen das Votum der
Gewerkschaften mit der Stimme
Schönefelds gefasst worden. Die
Vorsitzende sprach von einem trag-
fähigen Kompromiss und einem
Ausgleich zwischen Arbeitneh-
mern und Betrieben. Die Gesprä-

che seien sehr schwierig gewesen.
Körzell sprach von harten Verhand-
lungen.

Kritik von mehreren Seiten

Von Sozialverbänden kam die Kri-
tik, der Mindestlohn sei zu niedrig.
So sagte VdK-Präsidentin Verena
Bentele: „Eine Anhebung auf15 Eu-
ro wäre angesichts der hohen Infla-
tion der letzten Jahre angebracht
gewesen. Beschäftigte zum Min-
destlohn müssen wegen der hohen
Preise jeden Euro dreimal umdre-
hen.“ Aus derWirtschaft kamen kri-
tische Stimmen.

Der Handelsverband Deutsch-
land (HDE) etwa mahnte: „Jobs
müssen sich für Arbeitgeber in der
Privatwirtschaft rechnen, sonst fal-
len sie weg.“ HDE-Präsident Ale-
xander von Preen sieht nun zahlrei-
che Stellen im Einzelhandel auf
dem Spiel stehen. Vor gravierenden
Folgen warnte auch der Bauernver-
band. „Dieser Mindestlohn hat das
Potenzial, den Anbau vonObst, Ge-
müseundWeinausDeutschland zu
verdrängen“, sagte Bauernpräsident
Joachim Rukwied. Betriebe würden
zum Ausstieg aus arbeitsintensiven
Kulturen gezwungen.

DerMindestlohn in Deutschland
war 2015 unter Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) eingeführt worden.
Bei der Erhöhung auf 12 Euro im
Oktober 2022 hatte ausnahmsweise
der Gesetzgeber dem Gremium die
Entscheidung per Gesetz aus der
Hand genommen. > Meinung

VON BASIL WEGENER
UND ANDREAS HOENIG

Haben den Beschluss präsentiert:
Christiane Schönefeld, Vorsitzende
der Mindestlohnkommission, Steffen
Kampeter (r.) Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände
(BDA) und Stefan Körzell, Bundesvor-
stand des Deutschen Gewerkschafts-
bunds DGB. FOTO: MICHAEL KAPPELER/DPA
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Eilendorf – 10:00 Uhr
OASE des Pfarrheimes St. Severin

05
JUL

Laurensberg – 3WIN23
JUN

Eilendorf – Bauernhof Kochf20
JUN

Aachen – 19:00 Uhr
Ristorante Al Patcho

09
JUL

Walheim – 19:00 Uhr
Hof Jumpers, Schmithofer Str. 135

14
JUL

Forst – 19:00 Uhr
Gastwirtschaft Kommer

17
JUL

Vaalserquartier – 19:00 Uhr
Gemeindezentrum St. Philipp Neri

22
JUL

Haaren – Gaststätte Sängerheim18
JUN


